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Vorwort 

»Reichstag und Bundesrat sind nicht mehr vorhanden, j edenfalls 
außer aller tatsächlichen Wirksamkeit<< ,  schrieb Hermann Oncken 
in der zweiten Novemberhälfte 1 9 1 8 , >>das wiegt viel schwerer als 
die Beseitigung der monarchischen Spitze. Auch eine Revolution 
kann, von einer staatsmännischen Einsicht getragen, wesentliche 
Bestandteile des historischen Zusammenhangs erhalten, während 
sie andere zerschlägt. Die deutsche Revolution von 1 9 I  8, nicht aus 
den Tiefen bewußten staatsmännischen Willens aufsteigend, 
konnte kaum radikaler vorgehen ; sie hat in der Exekutive wie in 
der Legislative a l le  Brücken hinter s ich abgebrochen . << Erfuhr das 
politische System des Kaiserreichs tatsächlich diese tiefe Zäsur, wie 
sie Oncken empfand? Worin lagen Möglichkeiten und Grenzen ei­
ner demokratischen Ordnung in Deutschland begründet? Diese 
Probleme sind Elemente eines umfangreichen und unvermindert 
aktuellen Fragenkatalogs zur politischen Entwicklung Deutsch­
lands zwischen Kriegsbeginn 1 9 1 4 und Kapp-Putsch 1 9 20 .  

Im Zentrum des  Interesses steht der  eruptive politisch-soziale 
Wandel I 9 I 8 / r  9 ,  dessen Grundlinien dank der hauptsächlich in 
der Bundesrepublik Deutschland durchgeführten fundierten Re­
volutions- und Räte-Forschung bekannt sind.  Das besonders in 
den fünfziger Jahren entstandene moderne Bild der >>Deutschen 
Revolution<< wurde in den beiden vergangenen Jahrzehnten 
schrittweise verändert. Daß von zentralen Entscheidungen 
1 9 1 8/ r 9  wichtige Impulse auf die demokratische Neuordnung des 
politischen Gesamtgefüges der Weimarer Republik ausgingen, 
wurde inzwischen zum Allgemeingut, wenngleich Rolle und Ab­
sichten der politischen Akteure und ihrer Gegner im einzelnen 
umstritten blieben . 
Die wichtigsten Fragestellungen zum Revolutionsgeschehen zu 

bündeln und sie einzelnen Zeitabschnitten und Urhebern zuzu­
ordnen, ist Aufgabe des einleitenden Forschungsberichts. Die Ge­
schichte des Staatsumsturzes und des revolutionären Massenim­
pulses von I 9 I 8  stellt gleichzeitig die Geschichte der politischen, 
sozialen und ökonomischen Veränderungen unter den Kriegsbe­
dingungen dar. Möglichkeiten und Grenzen der Revolution sind 
weitgehend aus dem strukturellen Wandel Deutschlands I 9 1 4 bis 
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I 9 I 8 zu begreifen. Die Darstellung versucht, alle am politischen 
Geschehen zwischen Kriegsbeginn und Frühjahr I 920 entschei­
dend beteil igten Kräfte in einer ihrer Bedeutung angemessenen 
Ausführlichkeit zu berücksichtigen. Die Geschichte der Revolu­
tion in Deutschland ist weder allein die Geschichte der Arbeiter­
und Soldatenräte noch die der organisierten Arbeiterbewegung. 
Daß beiden Faktoren in einem sehr viel komplizierteren Kräftege­
füge in der Vergangenheit das wissenschaftl iche Hauptinteresse 
galt, reflektiert notwendigerweise auch die vorliegende Studie. 
Der Aufbau der Darstellung ist an der in letzter Zeit überzeugend 

diskutierten dreistufigen Gesamtentwicklung der deutschen Re­
volution zwischen November I 9 I 8  und März I 9 20 orientiert, 
wenngleich die inzwischen allenthalben akzeptierte Bezeichnung 
»Deutsche Revolution I 9 I 8I I 9 I 9 << beibehalten wird. Im Gegen­
satz zu den ersten beiden Entwicklungsstufen ist die dritte Stufe 
weit weniger intensiv erforscht worden und gestattet hier nur ei­
nen zusammenfassenden Ausblick. Kunst, Kultur, Schulwesen, 
Universitäten und Kirchen, auch die Wirtschaftsentwicklung 
mußten zugunsren der am meisten diskutierten Probleme aus der 
ersten und zweiten Revolutionsphase (Streikbewegung, Armee, 
Verfassungsordnung, Außenpolitik) übergangen werden, ebenso 
ein überblickshafter Vergleich zwischen der deutschen und Öster­
reichischen Revolution. 
Es kann kein verbindliches, al lseits akzeptiertes und gesichertes 

Bild der deutschen Revolution entworfen werden.  Die Studie 
greift unterschiedliche historische Deutungen auf und gibt nicht 
nur einer Meinung Ausdruck. Sie versucht, der Meinungsvielfalt 
mit kritischem Respekt vor den Leistungen einzelner Geltung zu 
verschaffen, um aus der Summe der wichtigsten Ergebnisse ein 
weiterführendes Revolutionsbild zu schaffen. Mit der Darstellung 
sollen komplizierte Sachverhalte in einem überschaubaren Rah­
men dargestellt werden. Der Konzeption liegen auch Erfahrungen 
aus verschiedenen Lehrveranstaltungen zum Thema Deutschland 
zwischen I 9 I 4 und I 920 zugrunde. Es bleibt zu hoffen, daß der zur 
vertiefenden Weiterarbeit anregende Charakter der Darstellung 
besonders im Bereich der univers itären Geschiehtsichre verstan­
den wird. Mit der Studie soll der tendenziellen »Verdichtung<< tat­
sächlich komplizierter Sachverhalte zu Schlagwörtern und griffi­
gen, aber gedanklich nicht anregenden Thesen, welche die Ver­
mittlung der Revolutionsgeschichte immer mehr belasten, entge-
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gengewirkt werden . 
Die benutzte Literatur stellt eine Auswahl des Wichtigsten dar, 

wobei folgende Kriterien bestimmend waren : die Originalität des 
Ansatzes, die weiterführende und leicht erschließbare Materialba­
sis, die gedanklich anregende Wirkung, die zu einer eigenständigen 
Urteilsbildung befähigt, sowie die Repräsentierung des jeweiligen 
Forschungsstandes . 
Wenn hiermit eine längere bewußte Pause durch die erneute Be­

schäftigung mit dem Revolutionsthema von mir beendet wird, 
dann aus mehreren Gründen : um die eigenen Lehrerfahrungen der 
letzten Jahre im In- und Ausland umzusetzen, den Anregungen 
aus der Beschäftigung mit der europäischen Zwischenkriegszeit zu 
entsprechen und um ursprüngliche Werturteile in bestätigendem 
oder korrigierendem Sinne zu überprüfen. 

Freiburg im Juni 1 9 84  Ulrich Kluge 



I. Die deutsche Revolution 
als Gegenstand historischer Forschung 

Die militärische Niederlage des Deutschen Kaiserreichs wurde im 
Oktober/November I 9 I 8  durch eine Aufstandsbewegung des 
Heimatheeres, in die eine Streikbewegung der Industriearbeiter­
schaft einmündete, besiegelt. Die alten Herrschaftsinstitutionen 
zerbrachen unter dem Druck einer zunächst diffusen, sehr bald je­
doch sich selber organisierenden Massenbewegung in der militäri­
schen und zivilen Gesellschaft Deutschlands .  An der Front, in der 
Etappe sowie im gesamten Reichsgebiet entstanden aus spontanen 
Zusammenschlüssen Meuternder, Streikender, Kriegsmüder und 
Kriegsgegner Räteorganisationen als lokale Herrschaftszentren. 
Deutschland befand sich bis Dezember I 9 I 8 weitgehend im Zei­
chen der sich organisierenden Räte, deren institutionelle Struktu­
ren, Programme und Aktionen in mehr oder weniger enger Be­
ziehung zu den Parteien der Arbeiterbewegung (MSPD, USPD, 
Spartakusbund/KPD), des linken Bürgertums im liberalen und ka­
tholischen Lager standen. Ihr Hauptbetätigungsfeld lag zunächst 
in der improvisierten Befriedigung primärer Lebensbedürfnisse ei­
ner durch Krieg und Zusammenbruch existentiell bedrohten Ge­
sellschaft . Der kollektiv artikulierte Veränderungswille verband 
disparate Lebensbereiche ; aus einem Gewirr sich überschneiden­
der, zuweilen gegenläufiger und einander verstärkender Einzelent­
wicklungen entstand eruptiv ein >>anderes Deutschland<< ,  eine 
Republik auf der Woge von Massenimpulsen, keiner Klassenbe­
wegung. Obwohl die d ichte Verwobenheit von Entwicklungs­
strängen unterschiedlichen Ursprungs - bei Kriegsbeginn I 9 I 4 , 
dann I 9  I 7/ I 8 in den Massenstreiks, schließlich im November I 9  I 8 
- erhebliche Schwierigkeiten bereitet, die Ereignisse in Deutsch­
land zwischen November I 9 I  8 und März I 920 als >>Revolution<< zu 
definieren, dürfte diese Untersuchung der politischen Genesis der 
Weimarer Republik den kleinsten gemeinsamen Nenner der wi­
derstreitenden Ansichten zur Zäsur von I 9 I 8/r 9 darstellen. 
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r. Revolution. Zur Problematik eines Begriffs 

Der Untergang der ersten deutschen Demokratie 1 9  3 3 schärfte den 
Blick für die Revolution 1 9 ISI I 9, ihre Träger, ihren Verlauf, be­
sonders jedoch für ihre politischen Konsequenzen. Die Frage nach 
dem Konflikt zwischen den Arbeiter- und Soldatenräten und 
staatlichen Kräften zwischen Kriegsende und N ationalversamm­
lung sowie die nach der Bedeutung des Konflikts für die Labilität 
des politischen Gesamtgefüges der Weimarer Republik regten im­
mer wieder zur Suche nach individuellem Versagen und kollekti­
vem Fehlverhalten an. Auch die politischen Konflikte der Jahre 
1 9 20 bis 1 923 veranlaßten zur Frage nach den Grenzen der Revolu­
tion .  Das wissenschaftliche Interesse an bestimmten Antworten 
darauf führte zur Strukturierung des politischen Geschehens und 
definierte dafür verantwortliche Faktoren . 
Die Revolutionsgeschichte bereitet wie kaum ein zweiter The­

menbereich der Neuzeitgeschichte besondere Konzeptions­
schwierigkeiten, denn sie reflektierte stets die politischen Pro­
bleme jener Perioden, in denen Versuche zur Interpretation der 
Ereignisse von 1 9 1  81! 9 unternommen wurden . Die historische 
Realität jener folgenreichen Zäsur zwischen Kaiserreich und Re­
publik erscheint bis heute in aktueller Akzentuierung. Der wech­
selnde Gegenwartsbezug bedingt das wechselnde Revolutionsver­
ständnis von Anfang an . Die wissenschaftliche Diskussion um die 
Revolution erfordert deshalb ein hohes Maß an Sensibilität für das 
enge Verhältnis von Geschichte und Gegenwart. Der Rückzug auf 
die » Strenge Sachlichkeit<< bei der Rekonstruktion des Vergange­
nen allein genügt nicht ; die Forderung, die »gefährdete Unpartei­
lichkeit<< (Nipperdey) wiederherzustellen, bleibt als nicht einlös­
barer Anspruch il lusionär. 

In  der wissenschaftlichen Beurteilung besteht im wesentlichen 
Übereinstimmung darin, daß die Revolution >> Steckengeblieben<< 
ist, wenngleich sie die Restauration vorrepublikanischer Verhält­
nisse auf Dauer verhinderte. 1 Das Scheitern wird überwiegend aus 
einer wesentlichen Fehlentwicklung der Rätebewegung erklärt : 
Die seit 1 9 1 9  als Bewegung sich formierenden Arbeiter- und Sol­
datenräte zerfielen ; sie wurden mehrheitlich von den Arbeiterpar­
teien absorbiert und radikalisierten sich in ihren Resten . Jene op­
positionelle Minderheit beschwor die Gegenrevolution mit herauf. 
Spaltung und Radikalisierung schwächten nicht nur den demokra-

I I  



tischen Neubeginn, sondern veranlaßten auch weite Teile der 
nichtproletarischen Gesellschaft Deutschlands, eine revolutions­
und rätefeindliche Haltung einzunehmen. Kurzum, die >>Opfer« 
waren an ihrem eigenen Untergang selber schuld . '  Die Rolle der 
Rätebewegung steht seit den sechziger Jahren im Mittelpunkt der 
wissenschaftlichen Auseinandersetzung.  Obwohl in einigen 
Punkten heute größeres Einverständnis herrscht als früher, wor­
über noch zu sprechen sein wird, belastet die mangelnde Einigkeit 
über den Begriff »Revolution<< jede weiterführende Diskussion) 
Daß eine Revolution stattfand, war den Zeitgenossen klarer als 

den Nachgeborenen. Zwei Stellungnahmen illustrieren den unmit­
telbaren Eindruck vom November I 9 I 8 besonders eindrucksvol l .  
So schrieb Hermann Oncken I9I 8: 

»Wenn einst die lockeren Formen des Staatenbundes mitsamt den unsiche­
ren Privilegien vormärzliche Throne in die Luft geblasen wurden, so ist das 
feste Gefüge des neuen Reiches auseinandergefallen . Das deutsche Kaiser­
tum, die Sehnsucht der Väter, und mit ihm alle Dynastien sind wie im 
Handumdrehen beseit igt ,  aber auch Bundesrat und Reichstag sind wider­
standslos außer Kraft gesetzt worden, der föderale Aufriß unseres Staates 
und die noch vor ein paar Wochen begrüßte demokratisch-parlamentari­
sche Begründung unserer Zentralgewalt sind in demselben Augenblick nie­
dergebrochef1. " 

Ähnlich argumentierte I9I9 Ludwig Quessel : 

» . . .  d ie Massen (können) den Lockungen der Anhänger des alten Systems 
nicht mehr folgen . . .  , selbst wenn sie mit dem Neuen tief unzufrieden sind, 
weil s ie hinter die Kulissen des Obrigkeitsstaats gebl ickt haben . . .  Ein 
Volk, das die Macht zittern, die Weisheit sich zanken, die Unfehlbarkeit 
stottern, die Pracht sich schminken sah, kann den Weg zur alten Obrigkeit 
nicht mehr zurückfinden, selbst wenn es erkennen sollte, daß ihm die mo­
ralischen Qualitäten zur Selbstbestimmung seines Schicksals abgehen . «  

Wenngleich nicht mehr ernsthaft in de r  Gegenwart bestritten 
wird, »daß es sich I 9 I 8/ I 9 um mehr als einen militärischen und po­
litischen Zusammenbruch handelte, daß die Vorgänge seit Anfang 
November I 9 I 8 als Revolution zu charakterisieren s ind<<\ mangelt 
es noch immer an Versuchen, das politisch-gesellschaftliche Ge­
schehen jener Zeit theoretisch zu fundieren.\ Trotz einer gewissen 
Sprachvereinbarung bleibt der Begriff »Revolution<< mit Wert­
urteilen belastet, so daß er für eine sachliche Diskussion ungeeig­
net erscheint. »Revolution<< im üblichen Sprachgebrauch bleibt 
unter historischen und normativen Aspekten problematisch und 
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besitzt nicht jene Qualität, die eine genaue Strukturanalyse des po­
lit ischen, sozialen, ökonomischen und soziokulturellen Gefüges 
Deutschlands am Ende des Kaiserreichs benötigt. 
Der Revolutionsbegriff in der herkömmlichen Auffassung einer 

spezialis ierten Fachöffentlichkeit - und hier wird auch Selbstkritik 
an früheren Forschungskonzepten geübt - bezieht sich primär auf 
das politische System, ohne soziale, wirtschaftliche und kulturelle 
Prozesse zu berücksichtigen . Abgesehen von der Fixierung auf das 
Institutionengefüge kennzeichnet der Begriff eine Entwicklung 
und ihre Resultate zugleich . Ob Deutschland I 9 I 8/r 9 eine Revo­
lution erlebt hat, welches ihre Initialzündung, ihre soziale Basis 
und ihre Ergebnisse waren , ob sie überhaupt als einheitliche Ent­
wicklung zu kennzeichnen ist - in der Beantwortung dieser Fragen 
liegt eine zentrale Aufgabe dieser Studie. 
Der Übersicht wegen wird der Terminus >>Revolution<< zunächst 

als Arbeitsbegriff verwendet, zumal für die Ereignisse von I 9 I 8/ I 9 
vier konstitutive Elemente einer Revolution in sozial wissenschaft­
licher Definition angenommen werden können : die Diskontinui­
tät der politischen Entwicklung, die gewaltsame Austragung so­
zialer Konflikte, das Revirement in traditionellen Machtpositio­
nen, die intendierte und teilrealisierte Begründung einer neuen 
politisch-sozialen Ordnung. Innerhalb kurzer Zeit erlebte 
Deutschland eine massive Veränderung politischer und sozialöko­
nomischer Strukturen, wie s ie keine Reformpolitik im Rahmen der 
Kräftekonstellation des Kaiserreichs zuwege gebracht hätte. Die 
Weimarer Republik stellte eine neue staatliche Formierung in der 
deutschen Geschichte dar. Seit November I 9 I 8 entstand eine neue 
politische Ordnung, die sich deutlich von der des Kaiserreichs un­
terschied. Es gilt, systematisch herauszustellen, in welchen Punk­
ten sich diese neue Ordnung dauerhaft oder temporär von den Tra­
ditionsbeständen der Monarchie unterschied . Im vorliegenden 
Zusammenhang ist die Verwendung des Begriffs >>Revolution<< 
aufgrund der Tatsache berechtigt, daß die Republik das Resultat 
historisch unvorhersehbarer Ereignisse war, neue Qualitäten des 
Staatsgefüges besaß, also keine partielle Rekonstruktion des Kai­
serreichs darstellte. In der Entstehung der Republik drückte sich in 
der Tat die weitgehende Diskontinuität der historischen Entwick­
lung Deutschlands aus. 
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2. Revolutions- und Räte-Forschung 
in der Bundesrepublik Deutschland 

Rätebewegung und Mehrheitssozialdemokratie traf - wenngleich 
mit unterschiedlicher Intensität - in den vergangeneo 2 51 ahren der 
Vorwurf, die Chancen für den demokratischen Neubeginn nicht 
streng genug wahrgenommen zu haben. 6 Die politische Fehlent­
wicklung Deutschlands, die nach einem hoffnungsträchtigen Be­
ginn von I 9 I 8 in die Katastrophe von I 9 3 3 mündete, motivierte die 
Forschung stets erneut, die Weichenstellungen in den verschieden­
sten Bereichen der politischen Entscheidung zu analysieren. In der 
Mehrzahl der Fälle wurden Alternativen zur realen Entwicklung, 
nicht ihre Zwangsläufigkeit betont. 
Die Aussagen über die Revolution hängen primär von der Aner­

kennung vermeintlicher oder tatsächlicher Alternativkonzepte ab. 
Über die Legitimität, die politische Entwicklung unter dem 
Aspekt alternativer Positionen zu analysieren, ist viel gestritten 
worden . Die wissenschaftlichen Diskussionen der jüngsten Ver­
gangenheit kennzeichnete weniger die Orientierung am histori­
schen Inhalt als vielmehr die zuweilen oberflächliche Klassifizie­
rung einzelner Forschungsleistungen anhand ihres Gehalts an 
>>Realpolitik<< .  Wohl kein anderer Sachverhalt der modernen deut­
schen Geschichte einigte große Teile der Historiographie in der 
Bundesrepublik Deutschland und in der DDR stärker als die kol­
lektive Ablehnung der Rätebewegung als gesellschaftliche Kraft 
zwischen Parteien und Staat. Die Räte-Kritik ging zuweilen über 
das sachliche Ziel hinaus ; s ie übersah, daß die auf selbsterschlosse­
nem Quellenfundament beruhende Räte-Forschung in keinem 
Falle die historische Realität zu >> idealtypischen Maßstäben ver­
dichtet (hat) << ,  um sie >>dem Handeln und Denken der führenden 
Gruppen als potentiellen Gegenentwurf vorzuhalten<< /  Die Räte­
bewegung gehörte ebenso wie Staat, Parteien, Parlament und Mili­
tär zur deutschen Nachkriegswirklichkeit ;  das Kontrastbild besaß 
also keine hypothetischen, sondern höchst reale Züge. Über den 
Realitätsgehalt einzelner Kräftekonfigurationen im Revolutions­
geschehen zu streiten, führt ins Leere, denn schließlich prägt die 
politische Subjektivität des jeweiligen Betrachters das Gesamtur­
teil über die Revolutions- und Rätegeschichte stärker als über ei­
nen anderen Problembereich der deutschen Geschichte des 20. 
1 ahrhunderts . 



Der Forschungsstand der fünfziger Jahre 

Nicht nur die Revolutions- und Räte-Forschung, sondern auch 
ihre Kritik blieb in ihren Werturteilen über I 9 I 8/ I 9 mehr oder we­
niger von aktuellen Problemen abhängig. Sie reflektierte insgesamt 
- obgleich das häufig beschönigt wurde - die wechselnden Grund­
stimmungen in  der deutschen Gesellschaft und Politik. Die relativ 
späte >>Entdeckung<< der Revolution als konstitutives Element der 
Weimarer Demokratie hing vom dominierenden Interesse an den 
Ursachen des Untergangs der ersten deutschen Demokratie ab. 
Während Theodor Eschenburg ( I  9 p ) 8 ihren revolutionären Be­
ginn noch weitgehend ignorierte, stellte Kar! Dietrich Bracher 
( I  9 5 5  )9 die Katastrophe von I 9 3 3 gezielt in die historische Per­
spektive der prekären Gründungsphase von I 9 I 8 . 

Die Wahl des Themenschwerpunkts, die Rolle der gemäßigten 
Sozialdemokratie, spiegelte ein Stück politischer Nachkriegsge­
schichte Westdeutschlands wider : Die Sozialdemokratie wurde re­
habilitiert 1 0, nachdem mit dem Ende des Nationalsozialismus auch 
die These von den >>Novemberverbrechern<< in ihrer ehemaligen 
Bedeutung für überwunden galt. Die Mehrheitssozialdemokratie 
stand fortab im ursächlichen Zusammenhang mit dem >>verspäte­
ten Versuch, die lange zurückgedrängte demokratisch-parlamen­
tarische Bewegung zur Macht zu bringen und sie auf die Neuord­
nung des Staates zu stützen<< . '' Dessenungeachtet behielt die These 
von den >>Novemberverbrechern<< in einer spezifischen Nuancie­
rung ihre Gültigkeit :  In eingeschränktem Sinne traf sie nun den 
>>Linksradikal ismus<< ,  d .  h .  USPD, Spartakusbund, Rätebewe­
gung. Diese Art der politischen Differenzierung komplexer histo­
rischer Entwicklungen aufgrund aktueller Erwägungen bildete 
schließlich eine Voraussetzung für die Alternativ-These von Kar! 
Dietrich Erdmann ( I 9 5 5 ) 12 : Es sei I 9 I 8! I 9  um die Wahl zwischen 
>>der sozialen Revolution im Bund mit den auf eine proletarische 
Diktatur hindrängenden Kräften oder die parlamentarische Repu­
blik im Bund mit konservativen Elementen wie dem deutschen Of­
fizierkorps << gegangen .'J Die Aussagen der Verfechter der >>Bol­
schewismus<< -These wörtlich genommen, verdankte die Weimarer 
Republik nicht der freiwill igen, verantwortlichen Einsicht ihre de­
mokratische Kräftekonstellation im Zeichen der »Weimarer Koa­
lition<< ,  sondern primär dem Druck des Linksradikal ismus. Diese 
Interpretation verfing sich schlicht im Widerspruch, daß Chaos 
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politische Ordnung stiftet. Jedoch um diese Spitzfindigkeiten ging 
es in den fünfziger Jahren nicht, sondern hauptsächlich um die 
»Retter<< -Funktion der gemäßigten Sozialdemokratie .  
Mit der schrittweisen Erweiterung des  Quellenfundaments 

wuchs die Kritik an der Eindimensionalität dieser Interpretation 
fast zwangsläufig .  14 Damit änderten sich auch die Voraussetzun­
gen und Ziele der Diskussion um Revolution und Räte : Die Urteile 
über die politische Vergangenheit büßten ihre subjektive Ak­
zentuierung weitgehend ein ; sie wurden am Quellenmaterial 
nachvollziehbar und im Vergleich überprüfbar. Mit der »Wieder­
entdeckung der Revolution<< 15  ging die Entdeckung der l inkskriti­
schen Revolutionsgeschichte von Arthur Rosenberg ( 1 92 8 ; 1 9 3 5 ) 1 6  
einher. Seine verspätete Rezeption stellte auch eine Art intellektu­
eller Wiedergutmachung am intellektuellen Emigrantenturn dar. 
Sie stieß schon deshalb, und nicht nur wegen Rosenbergs Kritik an 
der MSPD, in weiten Teilen der nachkriegsdeutschen Historiogra­
phie auf mehr oder weniger verhüllte Ablehnung. 
In insgesamt fünf Punkten wurden die traditionellen Vorstellun­

gen von der Revolution entscheidend korrigiert : Erstens erwies 
sich die Verknüpfung von >>Bolschewismus<< und Rätebewegung 
als unhaltbar17 ; zweitens wurde die >> soziale Demokratie << als poli­
tisches Hauptziel der Revolutionsbewegung herausgestellt ; drit­
tens galten Revolution und Demokratie nicht mehr als unverein­
bare Gegensätze ; viertens verlor die These von der >> tragischen 
Zwangsläufigkeit<< zugunsren der These von der relativen >>Offen­
heit der Situation<< an Wahrscheinlichkeit ; hierdurch rückte die 
Frage nach den - ungenutzten - Möglichkeiten zur >>Demokrati­
sierung des Obrigkeitsstaates<< in den Mittelpunkt wissenschaftli­
chen Interesses . Fünftens weckte die Rätebewegung große Auf­
merksamkeit als Kräftepotential, >> breite Volksschichten aus der 
passiven Haltung gegenüber dem Obrigkeitsstaat zu demokrati­
scher Mitarbeit heranzuziehen << .  18 

Bei alledem blieben in der neuen Interpretationsrichtung die 
zentralen Begriffe wie >>Demokratie << ,  >>Demokratisierung<< ,  >>Re­
volution<< ,  >>Sozialisierung<< usw. unscharf. Ihre unreflektierte Be­
nutzung veranlaßte die Kritiker, die neuen Forschungsansätze ge­
nerell in Frage zu stellen. Die begründete Kritik an den Begriffen 
verband sich jedoch auch mit dem Unbehagen an dem neuen- weit­
hin negativen- Bild der Sozialdemokratie .  Im Mittelpunkt der Aus­
einandersetzung mit der Sozialdemokratie standen ihre >> Versäum-

1 6  



nisse« in der Militärpolitik 1 9 ,  durch die immobile Regierungspra­
xis im Sinne administrativer Statthalterei sowie durch ihre vorur­
teilsbesetzte Politik gegenüber der Rätebewegung. '0 Damit waren 
die grundlegenden Akzente einer bis in die Gegenwart hineinrei­
chenden und zuweilen wenig ertragreichen wissenschaftlichen De­
batte gesetzt. 

Forschungsentwicklung und Revolutionsdebatte 
in den sechziger Jahren 

Die Diskussion über Räte und Revolution in den sechziger Jahren 
unterschied sich inhaltlich nicht grundlegend von der vorangegan­
genen, sie wurde nun jedoch auf mehreren Ebenen gleichzeitig und 
leidenschaftlicher als zuvor geführt. Im Mittelpunkt stand wieder­
um die Alternative, >>konservativ fundierte parlamentarische Re­
publik oder soziale Demokratie<< 2 1 , allerdings noch stärker zuge­
spitzt auf das Problem der Vereinbarkeit von » sozialer Revolution 
und parlamentarischer Demokratie« ." Die Revolutions- und Rä­
te-Forschung sah drei wesentliche Voraussetzungen für diese per­
spektivreiche Kombination als real gegeben an : der relativ weite 
Handlungsspielraum für die Politik des Rats der Volksbeauftrag­
ten, insbesonders Eberts'l; die marginale »Bolschewismus« -Ge­
fahr'4 ; die solide Abstützung tiefgreifender Veränderungen des 
Sozial- und Wirtschaftsgefüges durch das Organisationssystem 
der Arbeiter- und Soldatenräte. '5 Die Räte gerieten bei der Beweis­
führung mitunter in eine idealisierende Perspektive : 

»Räte sind demokratisch gewählt und bringen den Willen der Mehrheit 
zum Ausdruck. Sie erfordern freie Wahlen, freie  Meinungsäußerung und 
volle persönliche Freiheit des Einzelnen . Sie schl ießen weder die Existenz 
verschiedener politischer Richtungen aus, noch die Herrschaft von Recht 
und Gesetz . « '6 

Die Räte schienen den Schlüssel zur Bewältigung ungelöster Pro­
bleme der politisch-gesellschaftlichen Gegenwart und Zukunft zu 
besitzen : 

»Die Rätebewegung war zu einem wesentlichen Teil nichts anderes als ein 
entschiedener Versuch, von sozialistischen Prämissen her über die Verfas­
sungsmodelle des 19. Jahrhunderts hinaus dem Konzept einer demokrati­
schen politischen Gesamtordnung vorzudringen, die den Bedingungen der 
technisierten Massengesellschaft unseres Jahrhunderts wirklich gerecht zu 
werden vermag. « '7 



Seit der Edition der Protokolle des Rats der Volksbeauftragten'8 
verlagerte sich die Diskussion gegen Ende der sechziger Jahre auf 
die Leistungen, noch mehr auf die Fehlleistungen dieses Gremi­
ums, insbesondere auf die Rolle seiner mehrheitssozialistischen 
Mitglieder. Entscheidungen auf höchster Ebene bestätigten die Be­
hauptung, daß die Regierung in wichtigen Fragen einer vorrepu­
blikanischen Vorstellungswelt verhaftet blieb'9 ; s ie rundeten die 
negativen Einzeleindrücke zu einem pessimistischen Gesamtbild 
ab : Die Volksbeauftragten konzentrierten sich im wesentlichen 
darauf, 

"die Zwischenperiode vom Ausbruch der Revolution bis zum Zusammen­
tritt der Nationalversammlung notdürftig zu überbrücken, anstatt den 
Versuch zu unternehmen, durch eine vorwärtsgerichtete Politik ihren Füh­
rungsanspruch gegenüber den bürokratischen und militärischen Instru­
menten der Exekutive, den zentrifugalen Tendenzen des Föderalismus und 
den wirtschaftlich-gesellschaftlichen Großmächten der Grundstoffindu­
strie zu manifestieren« . 30 

Zentrale Entscheidungen für die Gestaltung der künftigen Wirt­
schafts- und Gesellschaftsstruktur der Republik im Sinne der Be­
wahrung von Traditionsbeständen waren dementsprechend be­
reits vor der Nationalversammlung gefallen.! '  Diese harte Kritik 
gestattete ohne weiteres die Schlußfolgerung, nicht der »Bolsche­
wismus << der Räte, sondern der politische Kurs der MSPD-Volks­
beauftragten leistete der gesellschaftlichen Polarisierung Vor­
schub. Der Vorwurf der Radikalisierung fiel damit auf seine U rhe­
ber selber zurück : 

»Es kann gar nicht ignoriert werden, daß der Radikalisierungsprozeß, der 
den mehrheitssozialdemokratischen Volksbeauftragten etwa seit der Jah­
reswende ( 1919) in zunehmendem Maße zu schaffen machte, zu einem gu­
ten Teil eine Konsequenz ihrer eigenen Politik war. <Y 

Ohne gesellschaftlichen Rückhalt verfehlten die Volksbeauftrag­
ten »selbst bei vorsichtiger Einschätzung der >offenen Situation< 
nach dem 9 ·  November 1 9 1 8 << folgende Ziele : die Teilsozialisie­
rung, die Errichtung des wirtschaftlichen Rätesystems, die Demo­
kratisierung der Verwaltung mit Hilfe des demokratischen Räte­
potentials, schließlich Möglichkeiten zur Demokratisierung der 
Armee. J l  Die Geschichte der Revolution erschien in der For­
schung primär als >>Geschichte ihrer fortschreitenden Zurück­
nahme<< l 4 ,  wofür aktuelle Faktoren von I 9 r 8/r 9 ebenso wie die 



politischen Vorbelastungen der Sozialdemokratie verantwortlich 
gemacht wurden : der sozialreformerische Parteicharakter, die 
Orientierung an Staats- und Gesellschafts idealen der bürgerlichen 
Demokratie, die ideologisch bedingte Konzeptionslosigkeit für 
die Neuordnung des politisch-sozialen Gesamtgefüges Deutsch­
lands und die - als übertrieben beurteilte - Respektierung des 
Mehrheitswillens des Volkes . l5 

In doppelter Weise wurde die wissenschaftliche Debatte kompli­
zierter : einerseits durch die These Peter v. Oertzens, die einzig 
wirkliche Alternative zur bürgerlichen Demokratie sei eine >>auf 
die Räte gestützte soziale Demokratie« gewesenl6 ; andrerseits 
durch die propagierte Wahlverwandtschaft von außerparlamenta­
rischer Opposition 1 968 und historischem Rätesystem. J l  Im ersten 
Fall ergab sich zwangsläufig unter dem Vorwurf der Utopie eine 
punktuelle Übereinstimmung zwischen der am Parlamentarismus 
orientierten Räte-Forschung und ihren Kritikern, daß in Deutsch­
land eine »Räte-Demokratie << weder generell intendiert noch prin­
zipiell realisierbar gewesen sei . Im zweiten Fall wurde die deutsche 
Revolution »vollends zu einem Debattierfeld, das der historischen 
Verifikation möglicher Alternativkonzeptionen zur parlamentari­
schen Demokratie diente<<)8 In beiderlei Hinsicht verlor die Dis­
kussion über die politisch-sozialen Dimensionen von 1 9 1  81 ! 9  an 
Sachlichkeit und zugunsren polemischer Paraphrasierung positi­
ver Quellenforschung an Erkenntnistiefe. Die Revolutions- und 
Räte-Kritik der sechziger Jahre profitierte zudem von der Mehr­
deutigkeit mancher neuerschlossener Quelle . Ein weiterführender 
Dialog schien hauptsächlich wegen der aus unterschiedlichen Er­
wägungen heraus auf beiden Seiten geübten »Partei lichkeit<< nicht 
zustande zu kommen. Es trat ein Verlust an Verständigungsbereit­
schaft ein, der die Situation der siebziger Jahre weithin prägen 
sollte. Die Bi lanz wies ein deutliches Mißverhältnis zwischen For­
schungsaufwand und Übereinkunft über weiterführende Ergeb­
nisse und neue Erkenntnisperspektiven auf. 

Die Räte-Kritik richtete sich auf insgesamt vier Punkte und ent­
warf ein Kontrastbild zu den Resultaten der Revolutions- und Rä­
te-Forschung :  Erstens schwächte sie das harte Urteil über das ver­
meintliche Fehlverhalten der mehrheitssozialdemokratischen 
Führer ab und ließ betont offen, ob die angelasteten Fehlentschei­
dungen »ein zwangsläufiges Ergebnis übermächtiger Schwierig­
keiten und Gegenkräfte oder eine Konsequenz ihrer eigenen Ver-


